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Der Sozialismus ver-
spricht den Menschen 
mit verheißungsvol-
len Worten eine bes-
sere Welt. Eine Welt, 
in der Friede herrscht, 

in der es gerecht und gut zugeht. Öko-
nomisch gesehen bedeutet Sozialismus, 
daß die Produktionsmittel sich nicht 
im Privatbesitz be! nden, sondern daß 
sie nationalisiert, also verstaatlicht sind. 
Als Wirtschafts- und Gesellschafts-
modell ist der Sozialismus damit der 
Gegenentwurf zum Kapitalismus, der 
die Wirtschafts- und Gesellschaftsform 
bezeichnet, in der die Produktionsmit-
tel sich im Privatbesitz be! nden. Doch 
wie verlockend seine Versprechungen 

auch klingen mögen: Der 
Sozialismus ist nicht durch-
führbar. 

Die Unmöglichkeit des 
Sozialismus hat Ludwig 
von Mises im Jahr 1919 in 
seinem Aufsatz „Die Wirt-
schaftsrechnung im soziali-
stischen Gemeinwesen“ mit 
wissenschaftlichen Mitteln 
abschließend aufgezeigt. 
Kurz: Im Sozialismus kön-
nen sich – weil es kein Eigen-
tum an den Produktionsmit-
teln gibt – keine Marktpreise 
für die knappen Güter bil-
den. Ohne sie ist eine Wirt-
schaftsrechnung aber ganz 
und gar unmöglich. Die so-
zialistischen Planer können 
nicht wissen, welche Güter 
in welcher Menge und Qua-
lität gewünscht werden, und 
sie können auch nicht die 
Durchführbarkeit von Pro-
duktionsvorhaben abschät-
zen. Der Sozialismus führt 
zu Chaos, Gewalt und Ver-
armung – entgegen allen an-
derslautenden Heilsverkün-
digungen.

Der Sozialismus kommt 
zwar in unterschiedlichen 
Formen und Ausprägun-
gen daher. Doch zwei ganz 

grundsätzliche Formen lassen sich 
unterscheiden. Zum einen ist da der 
Sozialismus russischer Prägung (auch: 
Marxismus-Leninismus). Er steht für 
Revolution und blutigen Umsturz, für 
die gewaltsame Enteignung der Eigen-
tümer und die Verstaatlichung der Pro-
duktionsmittel. Zum anderen ist da der 
Sozialismus deutscher Prägung: Die 
deutschen Sozialisten erkannten, daß 
der russische Weg zum Sozialismus in 
Deutschland nicht umzusetzen war. 
Zu schonungslos, zu grausam war er, 

als daß er in Deutschland Aussicht auf 
Erfolg hätte haben können. Die deut-
schen Sozialisten setzten daher auf ei-
ne andere Strategie. Sie sprachen sich 
dafür aus, das Eigentum an den Pro-
duktionsmitteln prinzipiell zu belassen. 
Gleichzeitig forderten sie jedoch, daß 
den Eigentümern nicht der gesamte 
Ertrag, den sie mit dem Einsatz ihres 
Eigentums erwirtschaften, zusteht. Ein 
Teil davon gehöre dem Gemeinwesen 
und sei in Form von Steuern an den 
Staat abzuführen.

Der schleichende 
Umbruch durch Wan-
del von Werten, Kultur 
und Glauben der Men-
schen ist das Ziel der 
Kulturmarxisten. Auf 
diesem Wege sollen 

die sinnentleerten und 
orientierungslosen 

Massen letztlich dem 
Kommunismus quasi 

ins Netz gehen. 

Haben die demokratischen Soziali-
sten erst einmal Zustimmung für ih-
re Forderung gefunden, ist der weitere 
Gang der Dinge quasi programmiert. 
Wenn man die Teilenteignung als rich-
tig und gut angesehen hat, dann läßt 
sich kein prinzipieller Grund mehr ge-
gen immer weitere Steuererhöhungen 
anführen. Wenn anfänglich eine Ein-
kommenssteuer in Höhe von, sagen wir, 
20 Prozent erhoben wird, dann wer-
den daraus im Zeitablauf 25, 30, 35, 40 
und mehr Prozent. Im Zuge der kleinen 
Schritte kommt es zu einer voranschrei-
tenden Enteignung der Einkommens-
verdiener und zu einer immer größeren, 
nach politischen Erwägungen betrie-
benen Umverteilung von Einkommen 
und Vermögen, durch die der Staat und 
von ihm begünstigte Gruppen immer 
machtvoller werden. Das Eigentum be-
steht dann nur noch formal, aber nicht 
mehr in wirtschaftlicher Hinsicht. So 
gesehen ist Eigentum aus Sicht des de-
mokratischen Sozialismus Eigentum 
durch Staates Gnaden; es ist Fiat-Ei-
gentum.

Der demokratische Sozialismus ! n-
det seine intellektuelle Basis im Kultur-
marxismus (oder auch: Neomarxismus). 
Er ist aus der Einsicht der Marxisten-
Leninisten erwachsen, daß die erho" te 
Revolution nicht von den Arbeitermas-
sen ausgeht, sondern daß die Grundlage 

für die Transformation der Gesellschaft 
von den Intellektuellen gescha" en wer-
den muß. Nicht der plötzliche gewaltsa-
me Umsturz, sondern der schleichende 
friedvolle Umbruch – durch Wandel 
von Werten, Kultur und Glauben der 
Menschen – ist das Ziel. Auf diesem 
Wege sollen die sinnentleerten und ori-
entierungslosen Massen letztlich dem 
Kommunismus quasi ins Netz gehen.

Nach Jahrzehnten des beharrlichen 
Vorarbeitens (dem „Marsch durch die 
Institutionen“) nehmen kulturmarxi-
stische Intellektuelle heutzutage viele 
Schlüsselstellungen in Politik, Verwal-
tung, Kunst und Kultur ein. Insbesonde-
re auch in Schule und Universität ! nden 
sich die Kulturmarxisten und populari-
sieren ihre Ideen, verhüllt im Gewand 
des demokratischen Sozialismus. Immer 
neue Gruppenkon# ikte werden geschürt 
und herbeigeredet – ob Geschlechter-
kampf oder Nationalitätenfrage –, die 
die Menschen verunsichern und gezielt 
verwirren, bis sie psychotische Ausmaße 
annehmen. 

Der politische Globalismus setzt 
auf den demokratischen Sozialismus. 
Er zielt darauf ab, die Gestaltung aller 
Beziehungen zwischen den Menschen 
aus unterschiedlichen Erdteilen obrig-
keitsstaatlich zu lenken und zu bestim-
men. Nicht durch den freien Markt, 
durch Arbeitsteilung und Freihandel 
soll bestimmt werden, was wann und 
wo produziert und konsumiert wird, 
sondern diese Entscheidungen sollen 
durch einen ideologisch-politischen Ge-
staltungswillen beein# ußt beziehungs-
weise getro" en werden. Unterstützung 
erhält der politische Globalismus nicht 
nur von der politischen Linken. Vor al-
lem auch Großunternehmen sprechen 
ihre Unterstützung aus – weil sie hof-
fen, den politischen Gestaltungspro-
zeß zu ihren Gunsten beein# ussen zu 
können.

Der demokratische Sozialismus hat 
– und das läßt sich mit der A-priori-
Handlungstheorie zeigen – negative 
Folgen für den materiellen Wohlstand 
und die Moral der Gesellschaft. Dazu 
einige Beispiele. Das Besteuern von Un-
ternehmensgewinnen reduziert die Inve-
stitionsrendite: Sie fällt geringer aus im 
Vergleich zu einer Situation, in der die 
Unternehmer nicht besteuert worden 
wären. Das Investieren wird dadurch we-
niger attraktiv. Der Kapitalstock wächst 
weniger stark, als er eigentlich könnte, 
und folglich fallen auch die künftigen 
Reallohnzuwächse geringer aus, als sie 
andernfalls ausfallen würden.

Der Anreiz zu arbeiten, einer pro-
duktiven Tätigkeit nachzugehen, 
nimmt ab, weil die Kosten des Nicht-

arbeitens sinken. Im demokratischen 
Sozialismus kann man schließlich an 
(Transfer-)Einkommen gelangen, ohne 
daß man dafür eine marktfähige Lei-
stung anbieten muß. Man braucht nur 
eine Regierung an die Macht zu wählen, 
die einem die gewünschten Wohltaten 
zuschanzt. Die Rechnung haben die 
Besteuerten, die Produktiven, zu be-
zahlen – die daraufhin einen vermin-
derten Anreiz haben, produktiv tätig 
zu sein. Der materielle Wohlstand der 
Volkswirtschaft wird daher insgesamt 
niedriger ausfallen im Vergleich zu ei-
ner Situation, in der es keine Besteue-
rung gibt.

Der demokratische Sozialismus hebt 
die scharfe Trennung zwischen „Mein“ 
und „Dein“ auf. Wer eine Regierung 
wählen darf, der wird diejenige Partei 
wählen, von der er erwartet, daß sie ihn 
besserstellt, auch wenn das auf Kosten 
der Mitmenschen erfolgt. Um sich zu 
wehren, werden tatsächliche und po-
tentielle Opfer der Wahlergebnisse 
(die Produktiven, denen man etwas 
wegnehmen kann) sich ebenfalls poli-
tisch engagieren wollen. Das führt zu 
einer Politisierung der Gemeinschaft, 
die alle Lebens bereiche erfaßt, von der 
nichts und niemand verschont bleibt. 
Der „politische Kampf“, der darauf-
hin entbrennt, lenkt zusehends knappe 
Ressourcen (Geld, Zeit, Personaleinsatz 
etc.) von produktiven in unproduktive 
Verwendungen.

Das Problem der 
„Abstimmung mit 

den Füßen“ kann der 
demokratische Sozia-
lismus nur in den Gri!  
bekommen, wenn es 

ihm gelingt, einen 
weltumspannen-

den demokratischen 
Sozialismus unter ein-

heitlicher Führung 
zu errichten.

Vor allem aber läßt der demokrati-
sche Sozialismus die gesellschaftliche 
Moral verfallen. Man mache sich da-
zu das Folgende klar: In einer freien 
Marktwirtschaft kann man Einkom-
men und Vermögen nur dann verdienen 
und erhalten, wenn man etwas leistet, 
was andere freiwillig nachfragen. Man 
muß seine Arbeitsleistung konsequent 
in den Dienst der Kundenwünsche stel-
len und sich jeden Tag aufs neue be-

weisen. In einer freien Marktwirtschaft 
sind daher Einkommen und Vermögen 
die Belohnung, seinen Mitmenschen 
dienlich gewesen zu sein.

Im demokratischen Sozialismus bil-
det sich eine andere Moral- und Wert-
vorstellung heraus. Anders als in einer 
freien Marktwirtschaft gibt es im de-
mokratischen Sozialismus einen gerin-
geren Anreiz, Einkommen zu erzielen 
und Vermögen aufzubauen, indem man 
seine Kräfte so ausrichtet, daß sie den 
Wünschen der Mitmenschen bestmög-
lich dienen.

Vor allem gibt es keinen unbeding-
ten Respekt mehr vor dem Eigentum 
der anderen. Deren Einkommen und 
Vermögen werden vielmehr zur mögli-
chen Beute herabgestuft, die 
man sich stra" rei aneignen 
kann, wenn man die passende 
Partei wählt. Nach dem Mot-
to: Die Regierung nimmt den 
anderen etwas weg, und sie 
gibt mir von dem Erbeuteten 
etwas ab. Der demokratische 
Sozialismus sorgt auf diese 
Weise für einen Dauerkon-
# ikt, indem er die Gemein-
schaft in Netto-Staatspro! -
teure und Netto-Staatsver-
lierer spaltet.

Der demokratische Sozia-
lismus steht allerdings vor ei-
nem ganz besonders heiklen 
Problem, wenn er räumlich 
begrenzt ist: In einer einzel-
nen Region sind der Politik 
der Besteuerung und Umver-
teilung von Einkommen und 
Vermögen mehr oder weniger 
enge Grenzen gesetzt, solange 
es einen internationalen frei-
en Verkehr von Arbeit und 
Kapital gibt. Werden bei-
spielsweise Unternehmen und 
Arbeitnehmer in dem Land, 
in dem demokratischer So-
zialismus herrscht, sehr hoch 
besteuert, wandern sie ab in 
andere Länder, in denen die 
Steuerbelastung vergleichsweise gerin-
ger ist. Das ist den demokratischen So-
zialisten ein Dorn im Auge.

Die Abwanderung der Produktiven 
schmälert schließlich die zur Verfügung 
stehende Besteuerungs- und Umvertei-
lungsmasse, der die demokratischen 
Sozialisten habhaft werden wollen. Das 
Problem der „Abstimmung mit den Fü-
ßen“ kann der demokratische Sozialis-
mus nur in den Gri"  bekommen, wenn 
es ihm gelingt, einen weltumspannen-
den demokratischen Sozialismus un-
ter einheitlicher Führung zu errichten. 
Doch wie kann das gelingen? 

Zentralbank-Geld 
für den einheit-

lichen Weltstaat:
„Die Befürworter 

des demokratischen 
Sozialismus arbeiten – 
manche bewußt, viele 
vermutlich unbewußt 

– auf die Scha! ung 
einer Weltregierung, 

eines Weltstaates hin.
Doch das wird sich nur 
erreichen lassen, wenn 
zuvor ein einheitliches 
Weltgeld aus der Taufe 
gehoben wird, das die 
Staaten kontrollieren.“ 

Wie das geschehen soll 
und wie gute Alternati-
ven aussehen können, 

davon erzählt Thorsten 
Polleits neues Buch.

Der demokratische Sozialismus – eine destruktive Ideologie

Kein Wohlstand, keine Moral
Von Thorsten Polleit

Thorsten Polleit: 
Mit Geld zur Welt-
herrschaft. Warum 
unser Geld uns in 
einen dystopischen 
Weltstaat führt – 
und wie wir mit 
besserem Geld eine 
bessere Welt schaf-
fen können, Finanz-
buch-Verlag, Mün-
chen 2020, geb., 224 
Seiten, 17,99 Euro. 
Der Beitrag auf die-
ser Seite ist – mit 
freundlicher Geneh-
migung von Autor 
und Verlag – ein 
adaptierter Auszug 
aus dem Buch.

Prof. Dr. Thorsten 
Polleit, Jahrgang 
1967, ist seit 2012 
als Chefvolkswirt für 
die Degussa tätig. 
Seit 2014 lehrt er als 
Honorarprofessor 
an der Universität 
Bayreuth. Er ist Prä-
sident des Ludwig-
von-Mises-Instituts 
Deutschland. Auf 
dem Forum schrieb 
er zuletzt über Ent-
eignungsphantasien 
und den Irrweg des 
Sozialismus („Hände 
weg vom Eigentum“,       
JF 24/19).
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